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SÄCHSISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE 
Postfach 540137 | 01311 Dresden 

Ihr/-e Ansprechpartner/-in 

per E-Mail 

GICON®-Großmann Ingenieur Consult GmbH 
Tiergartenstr. 48 
01219 Dresden 

Durchwahl 

Telefon +49 351 2612-2111 

Telefax +4935126122099 

Ihr Zeichen 

Bebauungsplan "Alte Napoleonstraße" in der Stadt Stolpen - Vorent-
wurf vom 02.08.2022 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen 
Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger 
öffentlicher Belange.  

Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange 

- Fluglärm
- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge
- natürliche Radioaktivität
- Fischartenschutz und Fischerei und
- Geologie

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange ist auf Grund 
fehlender Zuständigkeit nicht möglich. 

Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des In-
halts der unter Punkt 2.1, 3.1 und 4.1 aufgeführten Unterlagen vorgenom-
men. 

1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 

Aus Sicht des LfULG stehen dem Vorhaben als solchem keine grundsätzli-
chen Bedenken entgegen. 

Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung bestehen jedoch Anforde-
rungen zum Radonschutz, die zu beachten sind. Zur Begründung und zu 
weiteren Hinweisen der natürlichen Radioaktivität siehe Gliederungspunkt 
2.   

Wir empfehlen außerdem, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die in 
Punkt 3 folgenden geologischen Hinweise zu berücksichtigen. 
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Seitens des Fachbereiches Anlagensicherheit / Störfallvorsorge weisen wir vorsorglich 
auf die Hinweise unter Punkt 4 hin.  
 
Die Belange des Fluglärms sowie des Fischartenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht 
berührt. 
 
 
2 Natürliche Radioaktivität 
 
2.1 Unterlagen 

 
[1] Kataster für Natürliche Radioaktivität in Sachsen, basierend auf Kenntnissen 

über den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem 
Projekt „Radiologische Erfassung, Untersuchung und Bewertung bergbaulicher 
Altlasten“ (Altlastenkataster) des Bundesamtes für Strahlenschutz. 

[2] Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzgesetz - StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1194) geändert wor-
den ist. 

[3] Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 
2034, 2036), die zuletzt durch Artikel 1 der dritten Verordnung zur Änderung der 
Strahlenschutzverordnung vom 8. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4645) geändert 
worden ist. 

[4] Allgemeinverfügung zur Festlegung von Gebieten zum Schutz vor Radon-222 in 
Innenräumen nach § 121 Absatz 1 Satz 1 des Strahlenschutzgesetzes vom 19. 
November 2020 (SächsABl. S. 1362). 

 

2.2 Prüfergebnis 
 
Das Plangebiet befindet sich … 
 

- in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und gegenwärtig [1] liegen uns auch kei-
ne Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor, 

- außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes [4], aber nach unseren 
Erkenntnissen in geologischen Einheiten, in der die zu erwartende durchschnitt-
liche Radonaktivitätskonzentration in der Bodenluft von unauffällig bis erhöht 
charakterisiert ist. Dabei lassen sich jedoch keine Rückschlüsse auf konkrete 
Flurstücke ziehen, da die Radonkonzentration innerhalb der gleichen geologi-
schen Einheit starken Schwankungen unterliegen kann. Es handelt sich bei die-
ser Einschätzung somit nur um eine Prognose für ein bestimmtes Gebiet, die 
als Entscheidungshilfe zu verstehen ist. 

 
Zum vorliegenden Vorhaben bestehen derzeit keine Bedenken. Jedoch sind im Rah-
men weiterer Planungen zur Bebauung, wie bereits in den Planungsunterlagen er-
wähnt, Anforderungen zum Radonschutz zu beachten. 
 
2.3 Anforderungen zum Radonschutz 
 
Das Strahlenschutzgesetz (§§ 121 - 132 StrlSchG) [2] und die novellierte Strahlen-
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schutzverordnung (§§ 153 - 158 StrlSchV) [3] regeln die Anforderungen an den Schutz 
vor Radon. Dabei wurde ein Referenzwert von 300 Bq/m³ (Becquerel pro Kubikmeter 
Luft) für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in 
Aufenthaltsräumen und an Arbeitsplätzen in Innenräumen festgeschrieben.  
 
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat grundsätz-
lich geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu 
verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum 
Feuchteschutz eingehalten werden. 
 
Wer im Rahmen baulicher Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der 
Luftwechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon 
in Betracht ziehen, soweit diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind. 
 
Mit Inkrafttreten am 31.12.2020 wurden per Allgemeinverfügung [4] Gebiete nach § 121 
Abs. 1 Satz 1 Strahlenschutzgesetz [2] festgelegt. Für diese sogenannten Radonvor-
sorgegebiete wird erwartet, dass die über das Jahr gemittelte Radon-222-
Aktivitätskonzentration in der Luft in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden mit Auf-
enthaltsräumen oder Arbeitsplätzen den Referenzwert von 300 Bq/m³ überschreitet. In 
diesen Gebieten sind besondere Anforderungen an den Schutz vor Radon zu erfüllen. 
Die Allgemeinverfügung sowie alle weiterführenden Informationen sind unter 
www.radon.sachsen.de nachzulesen. 

 
Für die als auffällig/erhöht charakterisierten geologischen Einheiten empfehlen wir 
Ihnen, beim Neubau von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen neben 
der fachgerechten Ausführung der Maßnahmen hinsichtlich des Feuchteschutzes nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik einen zusätzlichen Radonschutz ein-
zuplanen und eine der Möglichkeiten nach § 154 StrlSchV [3] durchzuführen. 
 
2.4 Allgemeine Hinweise zum Radonschutz 
 
In der Broschüre „Radonschutzmaßnahmen - Planungshilfe für Neu- und Bestandsbau-
ten“ (https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Möglichkeiten zum 
Radonschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre können Sie kostenlos herunterla-
den. 
 
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich 
bitte an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 
 

Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft - Radonberatungsstelle: 

 Dresdner Straße 183, 09131 Chemnitz 

 Telefon:  (0371) 46124-221 
Telefax:  (0371) 46124-299 
E-Mail:  radonberatung@smekul.sachsen.de 
Internet:  www.smul.sachsen.de/bful 

https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html 
Beratung werktags per Telefon oder E-Mail; zusätzlich besteht die Möglichkeit einer 

http://www.radon.sachsen.de/
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126
mailto:radonberatung@smekul.sachsen.de
http://www.smul.sachsen.de/bful
https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html
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Vereinbarung individueller persönlicher Beratungstermine. 
 
 
3 Geologie 
 
3.1 Unterlagen 
 
[1] Anschreiben der Gicon Großmann Ingenieur Consult GmbH aus Dresden vom 

10.09.2022, Frau Liepelt mit digitalen Unterlagen [2], Ihre Proj.-Nr.: P22071 
[2] Stadt Stolpen: Vorentwurf Bebauungsplan „Alte Napoleonstraße“ bestehend aus 

Planzeichnung (Teil A), Textfestsetzungen (Teil B), Begründung (Teil C), aufge-
stellt durch Gicon Großmann Ingenieur Consult GmbH aus Dresden, 2.8.2022 

[3] Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie: Karten-, Ar-
chivmaterial und Datenbanken der Abteilung Geologie mit digitaler geologischer 
Karte GK 50-Eiszeit, Blatt Bautzen Nr. 2669 M. 1 : 50.000 und regionalgeolo-
gisch-tektonische Gliederung Sachsens M. 1 : 1.000.000 

 
3.2 Prüfergebnis 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand bestehen aus geologischer Sicht keine Bedenken zum 
o. g. Vorhaben. Es wird empfohlen, im Rahmen der weiteren Planungen die nachfol-
genden Hinweise zu berücksichtigen. 
 
3.3 Hinweise 
 
3.3.1 Allgemeine geologische und hydrogeologische Situation im Plangebiet 
Regionalgeologisch wird das Plangebiet nach [3] in den Lausitzer Granodioritkomplex 
eingeordnet. Der Festgesteinsuntergrund des Plangebietes wird von magmatischem, 
kristallinem Zweiglimmer-Granodiorit gebildet. Dieser wird lokal durch magmatische 
Ganggesteine in Form von Diorit, Gabbro oder Andesit durchzogen. Das Festgestein 
liegt an seiner Oberfläche verwittert bis zersetzt mit Lockergesteinseigenschaften vor, 
wobei die Verwitterungszone geringmächtig ausgebildet sein kann. Die Verwitterungs-
zone wird durch eiszeitlich abgelagerten Hangschutt bis Hanglehm überlagert. Im Be-
reich baulicher Anlagen kommen oberflächig anthropogene Auffüllungen vor, die die 
natürliche Schichtenfolge überlagern oder ersetzen.  
Im Plangebiet ist oberflächennahes Grundwasser des Zwischenabflusses an den 
Hangschutt und die stückig ausgebildete Fels-Verwitterungszone gebunden. Es folgt 
der Geländemorphologie in Richtung natürlicher Vorflut und unterliegt jahreszeitlichen 
und witterungsbedingten Schwankungen. In Trockenperioden können auch ungesättig-
te Verhältnisse im Zwischenabfluss-Grundwasserleiter vorkommen. 
Das tiefer anstehende, unverwitterte Festgestein stellt einen Kluftgrundwasserleiter dar. 
Hier zirkuliert Grundwasser auf hydraulisch wirksamen Trennflächen wie Kluft- und Stö-
rungszonen.  
 
3.3.2 Baugrunduntersuchungen 
Für die Planung von Neubauten und Erschließungsbauwerken empfehlen wir der po-
tenziellen Bauherrschaft aufgrund der Grundstücksvornutzung eine standortkonkrete 
und auf die Bauaufgabe ausgerichtete Baugrunduntersuchung nach DIN 4020 bzw. 
DIN EN 1997-2. Insbesondere für eine wirtschaftlich und bautechnisch sinnvolle Pla-
nung, Ausschreibung und Bauausführung sind Kenntnisse zum Baugrund, seiner Trag-
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fähigkeit, den Grundwasserverhältnissen, der Standsicherheit, der Ausweisung von 
Homogenbereichen hinsichtlich der gewählten Bauverfahren und zu Kennwerten not-
wendig. Die geplante Maßnahme sollte nach DIN EN 1997 einer geotechnischen Kate-
gorie zugeordnet werden, um den notwendigen Umfang an Erkundungsmaßnahmen 
und zu erbringenden Nachweisen einzugrenzen. 
 
3.3.3 Regelung Geologiedatengesetz (GeolDG) 
Hinsichtlich der notwendigen Bohranzeige und Bohrergebnismitteilung weisen wir da-
rauf hin, dass geologische Untersuchungen wie Baugrundbohrungen nach GeolDG 
dem LfULG spätestens zwei Wochen vor Beginn anzuzeigen sind (§ 8 GeolDG). Für 
diese Anzeigen wird das Online-Portal des LfULG „ELBA.SAX“ empfohlen. Spätestens 
drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei ge-
wonnenen Bohrprofile und Labor-analysen und spätestens sechs Monate nach dem 
Abschluss sind Bewertungsdaten wie Einschätzungen, Schlussfolgerungen oder Gut-
achten an unsere Einrichtung zu übergeben (§ 9, 10 GeolDG). 
 
3.3.4 Übergabe von Ergebnisberichten 
Wurden oder werden im Auftrag der Stadt Stolpen oder anderer öffentlicher Einrichtun-
gen Erkundungen mit geowissenschaftlichem Belang durchgeführt, wie z. B. geologi-
sche Bohrungen, Baugrundgutachten, hydrogeologische Untersuchungen etc., bitten 
wir die planungsverantwortliche Stelle um Zusendung der Ergebnisse und verweisen 
auf § 15 des SächsKrWBodSchG.  
 
3.3.5 Geologische Daten 
Die geologischen Informationen zum Planungsraum sind aus den geologischen Kar-
tenblättern [3] ersichtlich.  
Auf den interaktiven Karten des LfULG zu geologischen Themen lassen sich die allge-
meinen geologischen und hydrogeologischen Verhältnisse unter der Internetadresse 
http://www.geologie.sachsen.de einsehen.  
 
3.3.6 Frostzonenkarte 
Nach der Karte der Frosteinwirkungszonen der RStO12 (Bundesanstalt für Straßenwesen: 
digitale Karte der Frosteinwirkungszonen in Deutschland, M. 1 : 750.000 in Verbindung mit 
den Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen, Ausgabe 
2012) befindet sich die Planungsfläche innerhalb der Frosteinwirkungszone III. 
 
 
4 Anlagensicherheit / Störfallvorsorge 
 
4.1 Unterlagen 
 
[1] 12. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - 

Störfall-Verordnung (12. BImSchV) in der jeweils aktuellen Fassung 
[2] Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-

gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge - Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImschG) in der jeweils aktuellen Fassung 

[3] EU-Richtlinie 2012/18/EG (Seveso-III-Richtlinie) 
[4] Gutachten im Auftrag der KAS zu Festsetzungsmöglichkeiten für die Umsetzung 

von Abstandsempfehlungen (www.kas-bmu.de/publikationen/andere_pub.htm) 
[5] Leitfaden der Kommission für Anlagensicherheit zu Empfehlungen für Abstände 

http://www.geologie.sachsen.de/
http://www.kas-bmu.de/publikationen/andere_pub.htm
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zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürfti-
gen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG, 2. 
überarbeitete Fassung (Nov. 2010) (www.kas-
bmu.de/publikationen/kas_pub.htm) 

  
4.2 Prüfergebnis 
 
Aus Sicht der Anlagensicherheit/ Störfallvorsorge stehen dem vorliegenden Entwurf 
keine Bedenken entgegen. Darüber hinaus empfehlen wir vorsorglich, die nachfolgen-
den Hinweise im Rahmen der weiteren Planbearbeitung zu berücksichtigen. 
 
4.3 Hinweise 
 
Im vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes „Alte Napoleonstraße“ werden Gewer-
beflächen ausgewiesen. Damit besteht auch die Möglichkeit, dass sich dort Betriebe 
ansiedeln, die der Störfall-Verordnung [1] unterliegen (Betriebsbereiche gemäß § 3 
Abs. 5a BImschG [2]). Zwischen Betriebsbereichen und benachbarten Schutzobjekten 
ist gemäß Art. 13 Seveso-III-Richtlinie [3] und § 50 BImSchG ein angemessener Si-
cherheitsabstand zu wahren, der zur gebotenen Begrenzung der Auswirkungen auf das 
Schutzobjekt, welche durch schwere Unfälle i. S. d. Art. 3 Nr. 13 Seveso-III-Richtlinie 
hervorgerufen werden können, beiträgt. 
 
Benachbarte Schutzobjekte gemäß § 3 Abs. 5d BImSchG sind: 
 
• Wohngebiete 
• öffentlich genutzte Gebäude und Gebiete,  
• wichtige Verkehrswege 
• Freizeitgebiete 
• besonders wertvolle oder empfindliche Naturschutzgebiete. 
 
Für die planerische Feinsteuerung der Gewerblichen Flächen verweisen wir insbeson-
dere auf das Gutachten von Redeker/Sellner/Dahs [4]. 
 
Die Zulässigkeit einer konkreten Betriebsansiedlung ist dann in dem eventuell durchzu-
führenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG [2, 5] zu prüfen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. 

 
Sachbearbeiterin Grundsatzangelegenheiten 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 
 




